
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ der Deutschen 
Bischofskonferenz und den entsprechenden Ausführungsbestimmungen des Erzbistums Berlin. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Vorgehen bei Vorfällen oder bei Verdacht auf sexuellen Übergriff oder 
sexuellen Missbrauch durch Mitarbeitende in Schulen in Trägerschaft 
des Erzbistums Berlin 
 

Vereinfachte Übersicht 
Stand: 01.02.2022 

Meldepflicht und andere Grundsätze 

Alle beruflichen und ehrenamtlichen kirchlichen Mitarbeitenden sind verpflichtet, Hinweise und 
Sachverhalte auf einen sexuellen Übergriff oder sexuellen Missbrauch durch kirchliche Mitarbeitende, 
unverzüglich an eine beauftragte Ansprechperson oder die Schulleitung weiterzuleiten. 

Alle Informationen und Vorgänge sind chronologisch zu dokumentieren. Alle Handlungen sind auf die 
Gewährleistung von Schutz und Unterstützung aller betroffenen Personen zu richten. Es ist 
wohlüberlegt, abgestimmt und zeitnah zu handeln. Der Grundsatz der Vertraulichkeit ist zu beachten. 

Schulische Mitarbeiter:in beobachtet oder erfährt von Auffälligkeiten anderer Mitarbeiter:in, die den Verdacht 
eines sexuellen Übergriffes oder des sexuellen Missbrauchs nahelegen (Dokumentation anhand Meldeformular) 

Meldung an Schulleitung oder beauftragte Ansprechperson.  
Bei Verdacht gegen Schulleitung Meldung an Schulaufsicht oder an beauftragte Ansprechperson. 

Schulleitung bzw. Schulaufsicht informiert beauftragte Ansprechperson. Beauftragte Ansprechperson führt 
Plausibilitätsprüfung durch und informiert Generalvikar, der den Erzbischof in Kenntnis setzt. Bei Meldung an 

beauftragte Ansprechperson erfolgt Information der jeweiligen Schulleitung im Auftrag des Generalvikars. 

Aufklärungsprozess in Verantwortung des Generalvikars.  
Koordination und Durchführung des Prozesses durch Interventionsbeauftragte:n. 

 Entscheidung über sofortige Unterbrechung des Kontaktes Beschuldigte:r zu 
betroffener Schüler:in 

 Einbeziehung der Personensorgeberechtigten von betroffener Schüler:in. Beauftragte 
Ansprechperson sucht Gespräch mit Schüler:in und Personensorgeberechtigten, falls 
noch kein Kontakt besteht 

 Einleitung notwendiger Schutzmaßnahmen bis zur Aufklärung des Vorwurfs 
 Anhörung der beschuldigten Person, sofern dadurch Aufklärung des Sachverhalts 

nicht gefährdet und Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehörden nicht behindert 
werden 

 Bei tatsächlichen Anhaltspunkten für den Verdacht einer Straftat Information der 
Staatsanwaltschaft und ggf. staatlichen Aufsicht 

 Prüfung und ggf. Einleitung arbeitsrechtlicher und disziplinarrechtlicher Maßnahmen 
 Hilfs- und Unterstützungsangebote für Betroffene, andere involvierte Personen und 

die Einrichtung 
 Einleitung geeigneter Maßnahmen bei ausgeräumtem Verdacht 
 Nachsorge nach Abschluss des Verfahrens 

Betroffene und Zuständige der Schule werden unter Wahrung der Rechte der Beteiligten über den Stand des 
laufenden Verfahrens durch Interventionsbeauftragte:n bzw. die beauftragte Ansprechperson informiert. Dem 

Generalvikar obliegt die Information anderer Beteiligter (Mitarbeitende, Sorgeberechtigte u.a.). Die notwendige 
Information der Öffentlichkeit erfolgt ausschließlich durch die Pressestelle des Erzbistums. 


